
Der Chef der Staatskanzlei hat den Präsidenten des Landtags mit Schreiben vom 
30. Oktober 2018 über den beabsichtigten Beitritt des Landes Rheinland-Pfalz zum
Staatsvertrag zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Freistaat Bayern
über die Zugehörigkeit der Mitglieder der Patentanwaltskammer, die ihren Kanzlei-
sitz in Nordrhein-Westfalen eingerichtet haben, zur Bayerischen Rechtsanwalts- und
Steuerberaterversorgung (Vorlage 17/3909) unterrichtet.

Die Vorlage wurde an den Rechtsausschuss überwiesen.

Der Rechtausschuss hat in seiner 35. Sitzung am 5. Dezember 2018 von der Unter-
richtung Kenntnis genommen. 

Hendrik Hering
Präsident des Landtags

U n t e r r i c h t u n g

durch den Präsidenten des Landtags

Beitritt des Landes Rheinland-Pfalz zum Staatsvertrag zwischen dem
Land Nordrhein-Westfalen und dem Freistaat Bayern über die Zuge-
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